
Auf 5000 Standorten, die die Mobilfunkbetreiber wegen Unwirtschaftlichkeit nicht bauen, errichtet

der Staat Sendeanlagen und stellt dafür 1,1 Milliarden Euro zur Verfügung. Damit wird die

vertragliche Verpflichtung aus den Frequenzversteigerungen, dass die Betreiber bis 2020 99% der

Haushalte versorgen müssen, aufgehoben.[2]

Im Koalitionsausschuss wurde bereits am 03.06.2020 beschlossen: 

Das Smart City Programm bekam bereits 2018

den Big Brother Award für den Weg in die überwachte Stadt.

Die Kommunen sollen den Betreibern Liegenschaften für Senderstandorte bereitstellen, die

Genehmigungsverfahren sollen auf drei Monate begrenzt und bis September 2020

Vollzugshinweise erlassen werden.

Diese Beschleunigungsverfahren sollen dazu dienen, zeitraubende Alternativvorschläge von

Gemeinderäten zu unterbinden und den Widerstand von Bürgerinitiativen zu brechen. Dies soll

durch den direkten Zugriff der MIG geschehen. Die MIG wird direkt die Kommunen unter Druck

setzen: 

 (siehe (1)). 

[3]

Flankiert wird dies durch eine Kommunikationsinitiative, um Bedenken zu gesundheitlich negativen

Auswirkungen zu entkräften. Den Auftrag dafür erhielt die Werbeagentur Scholz & Friends.[4]

Die Bundesregierung mutiert zur politischen Organisationszentrale der Mobilfunkbetreiber. Die

mobile Infrastruktur von LTE und 5G dient v.a. dem autonomen Fahren (oder genauer: dem Online-

Entertainment im Auto), dem Internet der Dinge und dem Ausbau der militärischen Infrastruktur.

diagnose:funk fordert dagegen seit 10 Jahren, auch zur Vermeidung der Elektrosmogbelastung, den

lückenlosen Ausbau der digitalen Infrastruktur über Glasfaser / Breitband. "Breitband in kommunaler

Hand", als Eigenwirtschaftsbetrieb der Kommunen, Glasfaser für jeden Schwarzwaldhof ist heute Teil

Die Beschlüsse des Gipfels erfüllen 1:1 die Wunschliste der Mobilfunkbetreiber. Die Bundesregierung

strickte den Mobilfunkbetreibern ein Instrumentarium, mit dem sie ihre Geschäftsmodelle für den

digitalen Umbau der Gesellschaft durchzusetzen können:[1]

Der Bund gründet eine Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft (MIG), besetzt mit 97 Stellen, die den

beschleunigten Ausbau v.a. der LTE- und 5G-Infrastruktur durchsetzen soll.
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der Daseinsvorsorge. Diese digitale Grundversorgung, die jedem Bürger zur Verfügung gestellt

werden muss, wird nicht staatlich gewährleistet, sondern an Monopole ausverkauft. Das kritisieren

wir scharf.

___________________________________________________________________________

 schreibt der Wirtschafts- und

Sozialwissenschaftler Tilmann Santarius in dem Artikel "Der Stromhunger wächst",  DIE ZEIT,

6/2018, S.35.

___________________________________________________________________________

Im Eckpunktepapier des Mobilfunkgipfels heißt es:

Um Reibungsverluste mit kritischen Gemeinderäten und Bürgerinitiativen auszuschalten, wird eine

Doppeltaktik von Zuckerbrot und Peitsche geplant. Aus den breiten Protesten und vielen

Auseinandersetzungen um Standorte für Sendeanlagen wird geschlussfolgert: die Schwachstelle ist

die Kommune. Diese Rechte der Kommunen auf Mitsprache bei der Planung nach dem §7a der 26.

Bundesimmissionsschutzverordung und der bisherigen Rechtssprechung für alle Sendeanlagen

werden durch den Mobilfunkgipfel zwar nicht aufgehoben. Doch über die MIG soll direkter

Beratungsdruck auf Verwaltungen und Bürgermeister ausgeübt werden, flankiert durch eine

Propagandaoffensive, dass bei einer Einhaltung der Grenzwerte keine Gesundheitsrisiken

bestehen würden. Beansprucht der Gemeinderat weiter seine Rechte, soll mit dem Druck durch die

MIG und die Propagandaoffensive wohl erreicht werden, dass die Kommunen auf diese Rechte

verzichten und Bürgerinitiativen ausgebootet werden. Man versucht, das hohe Gut der kommunalen

Selbstverwaltung zu unterlaufen.

Das bemerkenswerteste an dem Papier: es enthält explizit eine Strategie gegen die

Bürgerinitiativen. Ihre Bedeutung wird so hoch eingeschätzt, dass sie nunmehr durch zwei Behörden

paralysiert werden sollen, die Außenstelle des Bundesamtes für Strahlenschutz in Cottbus, die

eigens dafür gegründet wurde, und nun die ebenfalls neue Behörde mit der vielsagenden Abkürzung

MIG, die bisher dem legendären sowjetischen Jagdflugzeug MIG-15 vorbehalten war. Die

Bürgerinitiativen sollen mit dem Grenzwertargument ausgebremst werden:

Gemeinderäte, die den Gesundheitsschutz ernst nehmen, und auch die Bürgerinitiativen werden

diese Taktik schnell durchschauen Weder die Grenzwerte schützen vor den Risiken der
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Dauerbestrahlung noch gibt die internationale Wissenschaft Entwarnung. Im Gegenteil!

Natürlich wird in dem Papier wieder damit beruhigt, die Grenzwerte würden die Bevölkerung

schützen. Die Grenzwerte erfassen nur eine Exposition von 6 Minuten, keine Langzeitwirkungen, sie

berücksichtigen keine Kinder, keine Schwangeren, keine alten Menschen und keine Kranken.[5] Die

Grenzwerte enthalten nach Auskunft der Bundesregierung keine Vorsorgekomponente.[6] Die

Erklärung, dass bei Einhaltung der Grenzwerte die Menschen geschützt seien, entbehrt jeder

Grundlage. Die neuen Grenzwertrichtlinien der ICNIRP 

 von 2020, die die Bundesregierung wiederum als Grundlage ihrer Arbeit

akzeptiert, sind abzulehnen. Prof. Dr. Hans-Peter Hutter (Wien) begründet dies:

[7]

Die Entwarnungen, auf die sich die Bundesregierung beruft, kommen von den Lobbyorganisationen

der Industrie, insbesondere der ICNIRP. In einer neuen 98-seitigen Studie weisen die

Europaabgeordenten Michele Rivasi und Klaus Buchner (s. Downloads) detailliert nach, dass die

ICNIRP eine Lobbyorganisation der Industrie ist. Auch das Journalistennetzwerk Investigate Europe

dokumentiert dies 2019 im Berliner Tagesspiegel eindrucksvoll, ebenso wie das Turiner

Berufungsgericht. Die MIG und die Werbeagentur Scholz & Friends stehen vor der schwierigen

Aufgabe, Granit als Kreide zu verkaufen:

Zwei aktuelle EU-Papiere von wissenschaftlichen Grundsatzabteilungen warnen vor der Einführung
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von 5G wegen der nachgewiesenen Gesundheitsrisiken der nicht-ionisierenden Strahlung und der

unzureichenden Forschungslage der 5G-Frequenzen im Millimeterbereich.[8]

Der Leiter des Technikfolgenausschusses des Bundestages nennt 5G ein „Experiment am

Menschen“.[9] Der Review von Kostoff et al. (2020)[10] enthält eine umfassende Kritik an 5G,

vor allem weil das Zusammenwirken verschiedener Funkfrequenzen mit anderen Noxen nicht

erforscht ist.

Die Pearce-Studie (2019) von US-amerikanischen Ingenieuren der Michigan Technological

University gibt der Mobilfunkindustrie den Ratschlag, Sicherheitsabstände einzuhalten, um

nachher nicht durch Haftungsansprüche wegen Gesundheitsschäden finanziell belangt zu werden.

Sie plädiert für einen Mindestabstand der Sendeanlagen von 500 Metern zur Wohnbebauung.

Das Journalisten-Netzwerk Investigate Europe dokumentiert in einem neuen Artikel

(12.06.2020),[11] dass die Einführung von 5G einem Feldversuch an der menschlichen Gesundheit

gleichkommt:

"Ist eine 5G-Strahlenbelastung für die Haut also gefährlich?. 

Die bisherige Studienlage zu 5G als auch zur Mobilfunkstrahlung insgesamt lässt nur eine

Schlussfolgerung zu: Stoppt den Feldversuch 5G. Doch die Bundesregierung schiebt das

Vorsorgeprinzip beiseite und verhilft dem Profitprinzip zum Durchbruch. Der 5G Ausbau läuft derzeit

auf Hochtouren.[12]

Angesichts der Studienlage kann man gespannt sein auf die Strategie der Werbeagentur Scholz &
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Friends. Wir vermuten: Sie wird eine Doppel-Strategie fahren, einerseits welche angeblichen Vorteile

die Sendeanlagen bringen und gleichzeitig Ängste schüren - ohne 5G und LTE drohe der

wirtschaftliche Ruin der Kommunen im Funkloch. Die Auseinandersetzung um die Studienlage

soll damit vermieden werden.

Während die Bundesregierung jegliche

Bedenken beiseite schiebt, beantragen

Schweizer Kantone ein Moratorium für

5G. Dass 48% der Deutschen gegen

Sendemasten sind, lässt die Politik in

Deutschland offensichtlich nicht kalt. Es

zeichnet sich ein repressives Vorgehen gegen

die Bürgerinitiativen ab, derzeit noch

propagandistisch und in Gedankenspielen. So

wird die Kritik an 5G in die Ecke

"Verschwörungstheorie" geschoben, wobei

derzeit genüsslich auf dubiose Quellen aus

dem Internet verwiesen wird, in denen

Alarmisten behaupten, Covid-19 sei am Ausbruch von 5G schuld. Die Bundesregierung weiß genau,

dass die mobilfunkritischen Organisationen und Wissenschaftler dies nicht vertreten (diagnose:funk

hat in drei Artikeln ( 1, 2, 3) zur Corona-Krise Stellung bezogen. Die Tagesschau berichtet,

Mobilfunkmasten würden angezündet und rückt damit Mobilfunkritiker in die Nähe von Gewalttätern.

Dieselbe Masche fährt ein Professor der Hochschule in Kehl, der an einem Bürgerbeteiligungsprojekt

für den 5G-Ausbau arbeitet. Er lässt verlauten, die Widerstände nähmen nicht nachvollziehbare Züge

an 

[13] Mit Gerüchten und Erfindungen wird derzeit ein Feindbild aufgebaut.

Diese Unterstellungen und Gedankenspiele sind besorgniserregend, v.a. wenn in einem Papier des

Rats der Europäischen Union orakelhaft eine indirekte Verknüpfung zwischen Strafverfolgung und

Kritik an 5G-Netzen angedeutet wird:

‑

‑ [14]

Solche Gedankenspiele muss man ernst nehmen.

Den Kommunen komme eine zentrale Rolle zu, heißt es im Eckpunktepapier. Das sehen wir auch so,

sie müssen auf ihren Rechten bestehen. Im Brief der Bundesminister Schulze und Scheuer vom

30.03.2020 an alle Kommunen über ihr Mitspracherecht heißt es:
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1. verpflichtet Pläne zum Netzausbau detailliert zu

unterrichten

2. Recht, alternative Standorte vorzuschlagen

3. muss

4. Bürgerinnen und Bürger

5. 

müssen

Die  Kommunen und vor allem die Bürgerinitiativen müssen jetzt um so mehr das Recht

auf kommunale Selbstverwaltung und die Bürgerbeteiligung einfordern.
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In der Diskussion um die Gesundheitsschädlichkeit der

nichtionisierenden Strahlung des Mobilfunks begründen Industrie und

Behörden ihre Politik mit zwei Hauptargumenten: 1. Das Deutsche

Mobilfunkforschungsprogramm hat alle offenen Fragen geklärt. 2.

Solange die Grenzwerte eingehalten werden, bestehen keine

Gesundheitsgefahren. In Deutschland regelt die 26.BImSchV

(Bundesimmissionsschutz Verordnung) die Grenzwerte für die

Mobilfunkstrahlung. Immer, wenn Bürger gegen Immissionen von

Mobilfunkmasten protestieren, die Einrichtung von WLAN-HotSpots

wegen der Strahlenbelastung kritisieren, auf die Gefährdung des

Gehirns durch die Handystrahlung hinweisen, kontern die Behörden mit

einem Argument: Die Grenzwerte werden eingehalten, ja weit

unterschritten. Doch welche medizinische Aussagekraft haben die

Grenzwerte?

Franz Adlkofer, Karl Hecht, Lebrecht von Klitzing, Klaus Kniep, Wilhelm

Mosgoeller, Karl Richter, Hans-Christoph Scheiner, Ulrich Warnke

Die in dem Heft vereinten Beiträge konvergieren in dem klaren

Ergebnis, dass die geltenden Grenzwerte niemanden schützen, weil sie

maßlos überhöht sind und nach anachronistischen Gesichtspunkten

festgelegt wurden. Die Schrift gelangt damit aber auch zu dem Urteil,

dass der betriebenen Politik des Mobil- und Kommunikationsfunks die

wissenschaftliche, die demokratische und die menschenrechtliche

Legitimation fehlt.
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